Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/2027 

09 . 11 . 99 


Beschlussempfehlung *) 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 14/1524- 

Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der ökoiogischen Steuerreform 


b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 14/1668 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung der ökoiogischen Steuerreform 


c) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Hermann Otto Soims, 

Hiidebrecht Braun (Augsburg), Ernst Burgbacher, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der F.D.P. 

- Drucksache 14/399 - 


Gesetz über eine ökoiogisch wirklich wirksame Umsteiiung der Besteuerung 
ohne Mehrbeiastung für Bürger und Wirtschaft 


A. Problem 

Um eine nachhaltige Umsteuerung der Nachfrage in Richtung ener- 
giesparender und ressourcenschonender Produkte zu erreichen und 
der Entwicklung umweltfreundlicher Verfahren und Technologien 
neue Anstöße zu geben, soll mit den gleichlautenden Gesetzentwür- 
fen der Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung der mit dem 
Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform vom 24. März 
1999 (BGBl. I S. 378) eingeschlagene Weg fortgesetzt werden. 
Daneben soll die weitere Senkung bei den Sozialversicherungs- 
beiträgen den Faktor Arbeit weiter entlasten. Mit dem Gesetzent- 
wurf der Fraktion der F.D.P. wird angestrebt, im Bereich der Be- 
steuerung des Verkehrs durch Umsteuern Anreize zum sparsamen 


*) Der Bericht der Abgeordeneten Reinhard Schultz (Everswinkel), Heinz Seiffert, Klaus Wolfgang Müller (Kiel), 
Carl-Ludwig Thiele und Dr. Barbara Höll wurde mit Drucksache 14/2044 verteilt. 
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Umgang mit Kraftstoff und zur Benutzung anderer Verkehrsmittel 
als den Pkw zu schaffen, ohne Wirtschaft und Privathaushalte 
zusätzlich zu belasten und Arbeitsplätze zu gefährden. 


B. Lösung 

Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen - Drucksache 14/1524 - 
und Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 14/1668 - 

Grundsätzliche Annahme der Gesetzentwürfe. Die Struktur des 
„Ökosteuergesetzes“, insbesondere der ermäßigte Steuersatz von 
20 v.H. des Regelsatzes auf Strom und Heizstoffe für Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft 
und der Ausgleich für besonders belastete Unternehmen des Produ- 
zierenden Gewerbes, wird im Wesentlichen beibehalten. Die Gesetz- 
entwürfe sehen insbesondere folgende Maßnahmen vor: 

- Anhebung der Mineralölsteuer auf Kraftstoffe für die Jahre 2000 
bis 2003 um jeweils 6 Pfennig je Liter, 

- steuerliche Förderung schwefelarmer bzw. -freier Kraftstoffe, 

- Anhebung der Stromsteuer für die Jahre 2000 bis 2003 um jeweils 
0,5 Pfennig je Kilowattstunde. Anhebung des ermäßigten Steuer- 
satzes für Strom zum Betrieb von Nachtspeicherheizungen oder 
zum Fährbetrieb um jeweils 0,25 Pfennig je Kilowattstunde. 
Anhebung des ermäßigten Stromsteuersatzes für Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft 
um jeweils 0,1 Pfennig je Kilowattstunde. 

- Erweiterung des Kreises der geförderten erneuerbaren Energie- 
träger: 

- Anhebung der Grenze für Wasserkraft auf 10 Megawatt 

- Verzicht auf eine Grenze für Deponiegas, Klärgas und Biomasse. 

Abweichend bzw. ergänzend zu den Gesetzentwürfen schlägt der 
Ausschuss insbesondere Folgendes vor: 

- Befristete Mineralölsteuerbefreiung der Einsatzstoffe in hocheffi- 
zienten Gas- und Dampfturbinenkraftwerken mit einem elektri- 
schen Wirkungsgrad von mindestens 57,5 v. H. 

- Halbierung der Steuererhöhungen auf die Kraftstoffe Gasöl (Diesel), 
Flüssiggas und Erdgas für den Öffentlichen Personennahverkehr. 

- Anhebung der Grenze beim Eigenerzeuger von Strom von 
0,7 Megawatt auf 2 Megawatt. 

- Begünstigung von Behindertenwerkstätten, die im Bereich des 
Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft tä- 
tig sind, bei der Stromsteuer. 

- Einbeziehung der Teichwirtschaft und Fischzucht in die Sonderre- 
gelungen für die Fand- und Fortwirtschaft. 

- Gleichstellung von kommunalen Eigenbetrieben mit Unternehmen 
im Sinne des Stromsteuergesetzes. 

Die Annahme der Gesetzentwürfe erfolgte mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, F.D.P. und PDS, 
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Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P, - Drucksache 14/399 - 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

Die Ablehnung des Gesetzentwurfs erfolgte mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der F.D.P, 
bei Enthaltung der Fraktionen der CDU/CSU und PDS. 


C. Alternativen 

Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen - Drucksache 14/1524 - 

und Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 14/1668 - 

Folgende Anträge der Fraktion der CDU/CSU fanden im Ausschuss 

keine Mehrheit: 

- Freistellung des Öffentlichen Personennahverkehrs von der zwei- 
ten Stufe der ökologischen Steuerreform. 

- Ermäßigter Stromsteuersatz für den Schienenbahnverkehr in Höhe 
von 20 V. H. des Regelsatzes. 

- Erstattungsregelung nach § 10 Stromsteuergesetz und § 25a Mine- 
ralölsteuergesetz für die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, 
Fischzucht und Teichwirtschaft ohne Sockelbetrag. 

- Steuerliche Begünstigung für Regiebetriebe der öffentlichen 
Hand. 

- Steuerliche Begünstigung für Behindertenwerkstätten unabhängig 
von ihrem Tätigkeitsfeld. 

Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P, - Drucksache 14/399 - 

Annahme des Gesetzentwurfs. 


D. Kosten 

Auf den Bundeshaushalt ergeben sich aufgrund der Gesetzentwürfe 
der Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung folgende finan- 
zielle Auswirkungen: 


Energieträger 

Erhöhung des 
Steuersatzes 

Steuermehreinnahmen 

- Mrd. DM - 

um je 

2000 

2001 

2002 

2003 

Kraftstoffe .... 

+6 Pf/Liter 

4,0 

8,1 

12,3 

16,5 

Strom 

+0,5 Pf/kWh 

1,1 

2,3 

3,4 

4,6 

Summe 


5,1 

10,4 

15,7 

21,1 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) die Entwürfe eines Gesetzes zur Fortführung der ökologischen 
Steuerreform - Drucksachen 14/1524 und 14/1668 - in der anlie- 
genden Fassung anzunehmen, 

b) den Entwurf eines Gesetzes über eine ökologisch wirklich wirk- 
same Umstellung der Besteuerung ohne Mehrbelastung für Bür- 
ger und Wirtschaft - Drucksache 14/399 - abzulehnen. 


Berlin, den 5. November 1999 


Der Finanzausschuss 

Christine Scheel Reinhard Schultz (Everswinkel) Heinz Seiffert Klaus Wolfgang Müller (Kiel) 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Carl-Ludwig Thiele Dr. Barbara Höll 

B erichterstatter B erichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Fortführung der ökologischen Steuerreform 

- Drucksachen 14/1524 und 14/1668 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung 
der ökologischen Steuerreform 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150, 2185; 1993 I S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. Juli 1999 
(BGBl. I S. 1631), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

„1. für 10001 Benzin der Unterpositionen 
2710 0027, 2710 0029 und 2710 0032 der 
Kombinierten Nomenklatur 

a) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
50 mg/kg 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 1 100,00 DM 

vom 1 . Januar 200 1 bis zum 

3 1 . Oktober 2001 1 1 60,00 DM, 

vom 1 . November 200 1 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 1 1 90,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 639, 10 EUR, 

b) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 
50 mg/kg 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 1 1 00,00 DM, 

vom 1 . Januar 200 1 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 1 1 60,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 623,80 EUR, 

c) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
10 mg/kg 

ab 1. Januar 2003 669,80 EUR, 

d) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 
10 mg/kg 

ab 1 . Januar 2003 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung 
der ökologischen Steuerreform 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150, 2185; 1993 I S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. Juli 1999 
(BGBl. I S. 1631), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


654,50 EUR, 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. für 1 000 1 Benzin der Unterpositionen 
2710 0026, 2710 0034 und 2710 0036 der 
Kombinierten Nomenklatur 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 1 200,00 DM, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 

3 1 . Oktober 2001 1 260,00 DM, 

vom 1 . November 200 1 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 1 290,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 690,30 EUR, 

ab 1 . Januar 2003 72 1 ,00 EUR, 

3. für 1 000 1 mittelschwere Öle der Unterposi- 
tionen 2710 0051 und 2710 0055 der Kombi- 
nierten Nomenklatur 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 1 1 00,00 DM, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 1 1 60,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 623,80 EUR, 

ab 1. Januar 2003 654,50 EUR, 

4. für 1 000 1 Gasöle der Unterposition 
2710 0069 der Kombinierten Nomenklatur 

a) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
50 mg/kg 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 740,00 DM, 

vom 1 . Januar 200 1 bis zum 

3 1 . Oktober 200 1 800,00 DM 

vom 1 . November 200 1 bis zum 

3 1 . Dezember 200 1 830,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 455,00 EUR, 

b) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 
50 mg/kg 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 740,00 DM, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 800,00 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 439,70 EUR, 

c) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
10 mg/kg 

ab 1. Januar 2003 485,70 EUR, 

d) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 
10 mg/kg 

ab 1 . Januar 2003 470,40 EUR,“ 

b) Die Nummern 6 und 7 werden wie folgt gefasst: 

„6. für 1 MWh Erdgas und andere gasförmige 
Kohlenwasserstoffe nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 
3 1 . Dezember 2000 


53,40 DM, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 


vom 1 . Januar 200 1 bis zum 
3 1 . Dezember 2001 56,30 DM, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 
3 1 . Dezember 2002 30,30 EUR, 

ab 1 . Januar 2003 3 1 ,80 EUR, 


7. für 1 000 kg Flüssiggase nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 


vom 1 . Januar 2000 bis zum 
3 1 . Dezember 2000 
vom 1. Januar 2001 bis zum 
31. Dezember 2001 
vom 1 . Januar 2002 bis zum 
3 1 . Dezember 2002 
ab 1 . Januar 2003 


2 070,00 DM, 

2 173,40 DM, 

1 164,10 EUR, 
1 217,00 EUR,“ 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Als Kraftstoff dürfen vorbehaltlich des § 12 
verwendet werden 


1 . Flüssiggase nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 unvermischt 
mit anderen Mineralölen 

a) zum Antrieb von Verbrennungsmotoren in 
Fahrzeugen bis zum 31. Dezember 2009 
vom 1. Januar 2000 bis zum 31. Dezember 

2000 zum ermäßigten Steuersatz 

von 270,50 Deutsche Mark für 1 000 kg, 
vom 1 . Januar 200 1 bis zum 3 1 . Dezember 

2001 zum ermäßigten Steuersatz 

von 285,30 Deutsche Mark für 1 000 kg, 
vom 1 . Januar 2002 bis zum 3 1 . Dezember 

2002 zum ermäßigten Steuersatz 
von 153,40 Euro für 1 000 kg, 

vom 1 . Januar 2003 bis zum 3 1 . Dezember 
2009 zum ermäßigten Steuersatz 
von 161,00 Euro für 1 000 kg, 

b) in anderen Fällen 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 3 1 . Dezember 

2000 zum ermäßigten Steuersatz 

von 687,50 Deutsche Mark für 1 000 kg, 
vom 1. Januar 2001 bis zum 31. Dezember 

2001 zum ermäßigten Steuersatz 

von 725,00 Deutsche Mark für 1 000 kg, 
vom 1. Januar 2002 bis zum 31. Dezember 

2002 zum ermäßigten Steuersatz 
von 389,90 Euro für 1 000 kg, 

ab 1. Januar 2003 zum ermäßigfen Steuer- 
satz von 409,00 Euro für 1 000 kg, 

2. Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasser- 
stoffe nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 zum Antrieb von 
Verbrennungsmotoren in Fahrzeugen bis zum 
3 1 . Dezember 2009 

vom 1. Januar 2000 bis zum 31. Dezember 
2000 zum ermäßigten Steuersatz 
von 20,90 Deutsche Mark für 1 MWh, 




Drucksache 14/2027 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


vom 1. Januar 2001 bis zum 31. Dezember 

2001 zum ermäßigten Steuersatz 

von 22,00 Deutsche Mark für 1 MWh, 
vom 1. Januar 2002 bis zum 31. Dezember 

2002 zum ermäßigten Steuersatz 
von 1 1,80 Euro für 1 MWh, 

vom 1. Januar 2003 bis zum 31. Dezember 
2009 zum ermäßigten Steuersatz 
von 12,40 Euro für 1 MWh.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. andere als die in Nummer 1 genannten 
Schweröle zum ermäßigten Steuersatz von 
35,00 Deutsche Mark für 1 000 kg, auch 
für begünstigte Zwecke nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
und 2;“ 

3. § 25 wird wie folgt geändert: 


,3. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem einleitenden Satzteil wird die An- 
gabe „vorbebaltlicb der Absätze 3 nnd 4“ 
dnrcb die Angabe „vorbebaltlicb der Ab- 
sätze 3 bis 4“ ersetzt. 

bb) Nach Nnmmer 4 wird folgende Nnm- 
mer 4a eingefügt: 

„4a. für Gasöle nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
sowie für Flüssiggase, Erdgase nnd 
andere gasförmige Kohlenwasserstof- 
fe nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 nnd 2, die 
nachweislich nach den jeweils am 
1. Jannar 2000, 1. Jannar 2001, 1. No- 
vember 2001, 1. Jannar 2002 oder 
1. Jannar 2003 geltenden Stenersätzen 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder des § 3 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 verstenert worden 
sind oder für die jeweils am 1. Jannar 

2000, 1. Jannar 2001, 1. November 

2001, 1. Jannar 2002 oder 1. Jannar 
2003 eine Nachstener nach § 35 ent- 
standen ist, nnd die 

a) in znr allgemein zngänglichen Be- 
fördernng von Personen bestimm- 
ten Schienenbahnen mit Ansnah- 
me von Bergbahnen oder 

b) in Kraftfahrzengen im genehmig- 
ten Linienverkehr nach den §§ 42 
nnd 43 des Personenbefördernngs- 
gesetzes in der Fassnng der Be- 
kanntmachnng vom 8. Angnst 
1990 (BGBl. I S. 1690), znletzt ge- 
ändert dnrcb Artikel 2 des Geset- 
zes vom 26. Angnst 1998 (BGBl. I 
S. 2521, 2544), 

verwendet worden sind, wenn in 
der Mehrzahl der Befördernngsfälle 
eines Verkehrsmittels die gesamte 
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Entwurf 


a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. für Schweröle nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
sowie für Erdgase, Flüssiggase und andere 
gasförmige Kohlenwasserstoffe, die nach- 
weislich nach den ab dem 1. April 1999 gel- 
tenden Steuersätzen des § 3 versteuert worden 
sind oder für die am 1. April 1999 eine Nach- 
steuer nach § 35 in der Fassung des Gesetzes 
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378) entstan- 
den ist, sowie für Schweröle nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2, die nachweislich nach dem ab 
dem 1. Januar 2000 geltenden Steuersatz des 
§ 3 versteuert worden sind, und die 

a) von Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes (§ 2 Nr. 3 des Stromsteuergesetzes 
vom 24. März 1999, BGBl. I S. 378, geän- 
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom ..., 
BGBl. I S. ...), von Unternehmen der 
Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Nr. 5 des 
Stromsteuergesetzes) und von Versorgern 
(§ 2 Nr. 1 des Stromsteuergesetzes), die 
nicht Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes sind, zu den nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 sowie § 32 
Abs. 1 begünstigten Zwecken oder in 
sonstigen Anlagen zur gekoppelten Erzeu- 
gung von Strom und Wärme oder 

b) von anderen Betreibern als nach Buch- 
stabe a zur Erzeugung von Wärme zur 
Stromerzeugung, in Anlagen der Kraft- 
Wärme-Kopplung (§ 3 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1), in sonstigen Anlagen zur gekoppel- 
ten Erzeugung von Strom und Wärme oder 
in Anlagen nach § 32 Abs. 1 

verwendet worden sind.“ 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 


Reiseweite 50 Kilometer oder die ge- 
samte Reisezeit eine Stunde nicht 
übersteigt,“ 

ec) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. für Schweröle nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
sowie für Erdgase, Flüssiggase und andere 
gasförmige Kohlenwasserstoffe, die nach- 
weislich nach den ab dem 1. April 1999 gel- 
tenden Steuersätzen des § 3 versteuert worden 
sind oder für die am 1. April 1999 eine Nach- 
steuer nach § 35 in der Fassimg des Gesetzes 
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378) entstan- 
den ist, sowie für Schweröle nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2, die nachweislich nach dem ab 
dem 1. Januar 2000 geltenden Steuersatz des 
§ 3 versteuert worden sind, und die 

a) von Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes (§ 2 Nr. 3 des Stromsteuer- 
gesetzes vom 24. März 1999, BGBl. I 
S. 378, in der jeweils geltenden Fas- 
sung), von Unternehmen der Land- und 
Forstwirtschaft (§ 2 Nr. 5 des Strom- 
steuergesetzes) und von Versorgern (§ 2 
Nr. 1 des Stromsteuergesetzes), die nicht 
Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes sind, zu den nach § 3 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 sowie § 32 
Abs. 1 begünstigten Zwecken oder in 
sonstigen Anlagen zur gekoppelten Er- 
zeugung von Strom und Wärme oder 

b) von anderen Betreibern als nach Buch- 
stabe a zur Erzeugung von Wärme zur 
Stromerzeugung, in Anlagen der Kraft- 
Wärme-Kopplung (§ 3 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1), in sonstigen Anlagen zur gekop- 
pelten Erzeugung von Strom und Wärme 
oder in Anlagen nach § 32 Abs. 1 

verwendet worden sind.“ 


al) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Erlass, die Erstattung oder die 
Vergütung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4a be- 
trägt 

1. für 1 000 1 Gasöle nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchstabe a 


vom 1. Januar 2000 

bis zum 31. Dezember 2000 

vom 1. Januar 2001 

bis zum 31. Oktober 2001 

vom 1. November 2001 

bis zum 31. Dezember 2001 

vom 1. Januar 2002 

bis zum 31. Dezember 2002 


30.00 DM, 

60.00 DM, 

75.00 DM, 
53,70 EUR, 
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Entwurf 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. für 1 000 1 Gasöle nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchstabe b 

vom 1. Januar 2000 

bis zum 31. Dezember 2000 30,00 DM, 

vom 1. Jauuar 2001 

bis zum 31. Dezember 2001 60,00 DM, 

vom 1. Jauuar 2002 

bis zum 31. Dezember 2002 46,05 EUR, 

3. für 1 000 1 Gasöle nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchstabe c 

ab 1. Jauuar 2003 69,05 EUR, 

4. für 1 000 1 Gasöle nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 Buchstabe d 

ab 1. Jauuar 2003 61,40 EUR, 

5. für 1 000 kg Flüssiggase uach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a 

vom 1. Jauuar 2000 

bis zum 31. Dezember 2000 7,40 DM, 

vom 1. Jauuar 2001 

bis zum 31. Dezember 2001 14,80 DM, 

vom 1. Jauuar 2002 

bis zum 31. Dezember 2002 11,40 EUR, 

vom 1. Jauuar 2003 

bis zum 31. Dezember 2009 15,20 EUR, 

6. für 1 MWh Erdgas uud audere gasförmige 
Kohleuwasserstoffe uach § 3 Abs. 1 Nr. 2 

vom 1. Jauuar 2000 

bis zum 31. Dezember 2000 0,55 DM, 

vom 1. Jauuar 2001 

bis zum 31. Dezember 2001 1,10 DM, 

vom 1. Jauuar 2002 

bis zum 31. Dezember 2002 0,85 EUR, 

vom 1. Jauuar 2003 

bis zum 31. Dezember 2009 1,15 EUR.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 3a uud 

wie folgt gefasst: 

„(3a) Der Erlass, die Erstattuug oder die 

Vergütuug uach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 beträgt 

1. für 1 000 1 Gasöle uach § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1, die 

1.1 vou Betreiberu uach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b iu Aulagen der 
Kraft-Wärme-Kopplung mit 
einem Monatsnutzungsgrad 
von mindestens 70 Prozent, 
ausgenommen Anlagen mit 
Gasturbinen und nachge- 
schalteten Dampfturbinen 
(GuD-Anlagen) ohne Wär- 
meauskopplung und einem 
elektrischen Wirkungsgrad 
(netto) von weniger als 57,5 
Prozent, verwendet worden 
sind, 120,00 DM, 
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aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. für 1 000 kg Schweröle nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, die 
von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buch- 
stabe a oder b in Anlagen 
der Kraft-Wärme-Kopplung 
mit einem JaÄremutzungs- 
grad von mindestens 70 Pro- 
zent, ausgenommen GuD- 
Anlagen ohne Wärmeaus- 
kopplung, verwendet wor- 
den sind, 35,00 DM,“ 


bb) Nummer 3 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 7. Ausschu 

1.2 von Unternehmen des Pro- 
dnzierenden Gewerbes oder 
von Unternehmen der 
Land- nnd Forstwirtschaft 
zn den nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 begünstigten 
Zwecken, ansgenommen die 
Erzengnng von Wärme zur 
Stromerzeugung, verwendet 
worden sind, 

1.3 von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b zur Erzeugung 
von Wärme zur Stromer- 
zeugung oder in Anlagen 
nach § 3 Abs. 3, ausgenom- 
men Anlagen, die nach 
Nummer 1.1 begünstigt 
sind, oder in Anlagen nach 
§ 32 Abs. 1 verwendet wor- 
den sind, 

2. für 1 000 kg Schweröle nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, die 
von Betreibern nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 5 Buchstabe a 
oder b in Anlagen der Kraft- 
Wärme-Kopplung mit einem 
Monatsnutzungsgrad von 
mindestens 70 Prozent, aus- 
genommen Anlagen mit Gas- 
turbinen und nachgeschal- 
teten Dampfturbinen (GuD- 
Anlagen) ohne Wärmeaus- 
kopplung und einem elektri- 
schen Wirkungsgrad (netto) 
von weniger als 57,5 Pro- 
zent, verwendet worden sind, 

3. für 1 MWh Erdgas und an- 
dere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a, 
die 

3.1 von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b in Anlagen der 
Kr aft-W är me-Kopplung 
mit einem Monatsnutzungs- 
grad von mindestens 70 Pro- 
zent, ausgenommen Anla- 
gen mit Gasturbinen und 
nachgeschalteten Dampf- 
turbinen (GuD-Anlagen) 
ohne Wärmeauskopplung 
und einem elektrischen 
Wirkungsgrad (netto) von 
weniger als 57,5 Prozent, 
verwendet worden sind. 


32,00 DM, 


40,00 DM, 


35,00 DM, 


6,80 DM, 
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3.2 von Unternehmen des Pro- 
dnzierenden Gewerbes oder 
von Unternehmen der 
Land- nnd Forstwirtschaft 
zn den nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 begünstigten 
Zwecken, ansgenommen die 
Erzengnng von Wärme zur 
Stromerzeugung, verwendet 
worden sind, 

3.3 von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b zur Erzeugung 
von Wärme zur Stromer- 
zeugung oder in Anlagen 
nach § 3 Abs. 3, ausgenom- 
men Anlagen, die nach 
Nummer 3.1 begünstigt 
sind, oder in Anlagen nach 
§ 32 Abs. 1 verwendet wor- 
den sind, 

4. für 1 000 kg Flüssiggase 
nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
Buchstabe b, die 

4.1 von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b in Anlagen der 
Kr aft-W är me-Kopplung 
mit einem Monatsnutzungs- 
grad von mindestens 70 Pro- 
zent, ausgenommen Anla- 
gen mit Gasturbinen und 
nachgeschalteten Dampf- 
turbinen (GuD-Anlagen) 
ohne Wärmeauskopplung 
und einem elektrischen 
Wirkungsgrad (netto) von 
weniger als 57,5 Prozent, 
verwendet worden sind, 

4.2 von Unternehmen des Pro- 
duzierenden Gewerbes oder 
von Unternehmen der 
Land- und Forstwirtschaft 
zu den nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 begünstigten 
Zwecken, ausgenommen die 
Erzeugung von Wärme zur 
Stromerzeugung, verwendet 
worden sind, 

4.3 von Betreibern nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta- 
be a oder b zur Erzeugung 
von Wärme zur Stromer- 
zeugung oder in Anlagen 
nach § 3 Abs. 3, ausgenom- 
men Anlagen, die nach 
Nummer 4.1 begünstigt sind. 


2,56 DM, 


3,20 DM, 


75,00 DM, 


20,00 DM, 
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c) In Absatz 4 wird die Angabe „1000,00 DM“ 
durch die Angabe „800 Deutsche Mark“ ersetzt. 


4. § 25a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe „§ 35“ die 
Angabe „in der Fassung des Gesetzes vom 
24. März 1999 (BGBl. I S. 378)“ eingefügt und 
die Angabe „Absätze 2 bis 4“ durch die Angabe 
„Absätze 2 bis 5“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 

oder in Anlagen nach § 32 
Abs. 1 verwendet worden 
sind, 25,00 DM." 

bl) Nach dem nenen Absatz 3a werden folgende 
Absätze 3b bis 3d eingefügt: 

„(3b) Monatsnntznngsgrad im Sinne des 
Gesetzes ist der Qnotient ans der Snmme 
der genntzten erzengten mecbaniscben nnd 
tbermiscben Energie in einem Kalendermo- 
nat nnd der Snmme der zngefübrten Ener- 
gie ans Mineralöl in derselben Bericbtszeit- 
spanne. Elektriscber Wirknngsgrad (netto) 
im Sinne des Gesetzes ist der Qnotient ans 
der Brntto-Stromerzeugnng, vermindert nm 
den Betriebseigenverbranch, nnd der zeit- 
gleich technisch zngefübrten Energie ans 
Mineralöl. 

(3c) Der Erlass, die Erstattnng oder die 
Vergütnng nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird 
im Falle des Absatzes 3a Nr. 1.1, 2, 3.1 oder 
4.1 nnr für den Monat gewährt, in dem der 
Monatsnntznngsgrad von mindestens 70 Pro- 
zent erreicht worden ist. 

(3d) Der Erlass, die Erstattnng oder die 
Vergütnng nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird 
im Falle des Absatzes 3a Nr. 1.1, 2, 3.1 oder 
4.1 für Mineralöle, die in GnD-Anlagen ohne 
Wärmeanskopplnng, jedoch mit einem elekt- 
rischen Wirknngsgrad (netto) von mindes- 
tens 57,5 Prozent verwendet worden sind, 
nnr für einen Zeitranm von zehn Jahren ab 
dem Zeitpnnkt gewährt, in dem die Stromer- 
zengnng mit der Anlage erstmals anfgenom- 
men worden ist. Die Begünstignng gilt nnr 
für Anlagen, die nach dem 31. Dezember 
1999 errichtet worden sind.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Erlassen, erstattet oder vergütet nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird im Falle des Ab- 
satzes 3a Nr. 1.2 , 3.2 oder 4.2 die Stener, die 
im Kalenderjahr den Betrag von 800,00 
Deutsche Mark übersteigt.“ ‘ 

4. § 25a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


al) Es wird folgender nener Bnchstabe b einge- 
fügt: 

„b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 25 
Abs. 3“ dnrch die Angabe „§ 25 Abs. 3a“ 
ersetzt.“ 
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b) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 


„(3) Erlass-, erstattungs- oder vergütungsbe- 
rechtigt ist das Unternehmen, das die Mineralöle 
verwendet hat. 


(4) Erlassen, erstattet oder vergütet wird die 
Steuer, die im Kalenderjahr den Betrag von 1 000 
Deutsche Mark übersteigt, höchstens jedoch bis 
zur Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der 
Summe der Steuer nach Absatz 1 und der 
Stromsteuer nach § 10 Abs. 1 des Stromsteuerge- 
setzes einerseits und dem Betrag nach Absatz 5 
andererseits.“ 


c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Der nach Absatz 4 zur Ermittlung des Un- 
terschiedsbetrages abzuziehende Betrag ist 

1. wenn das Unternehmen vor dem 1. Januar 1998 
gegründet wurde, das l,2fache des Betrages, 
um den sich für das Unternehmen der Arbeit- 
geberanteil an den Rentenversicherungsbeiträ- 
gen des Kalenderjahres 1998 bei entsprechen- 
der Anwendung der jeweils gültigen Beitrags- 
sätze in der Rentenversicherung des Kalender- 
jahres, für das der Antrag gestellt wird (An- 
tragsjahr), vermindert hätte, 

2. wenn das Unternehmen nach dem 31. Dezem- 
ber 1998 gegründet wurde, das l,2fache des 
Betrages, um den sich für das Unternehmen im 
Antragsjahr der Arbeitgeberanteil an den Ren- 
tenversicherungsbeiträgen durch die Senkung 
der Beitragssätze des § 1 Beitragssatzverord- 
nung 1998 vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 3219) auf die jeweils gültigen Beitragssätze 
in der Rentenversicherung des Antragsjahres 
verringert hat oder 

3. wenn das Unternehmen im Kalenderjahr 1998 
gegründet wurde, das l,2fache des Betrages, 
der sich als Summe aus dem Betrag nach 
Nummer 1 und aus dem Betrag, der sich bei 
sinngemäßer Anwendung von Nummer 2 auf 
den Zeitraum vom Beginn des Antragsjahres 
bis zu dem Tag innerhalb des Antragsjahres, 
der dem Zeitpunkt der Gründung im Kalen- 
derjahr 1998 entspricht, ergibt.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c 
und wie folgt gefasst: 

„c) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„(3) Erlass-, erstattungs- oder vergütungs- 
berechtigt ist das Unternehmen, das die Mi- 
neralöle verwendet hat und bei dem die 

Summe aus der Steuer nach Absatz 1 und 
der Stromsteuer nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
des Stromsteuergesetzes im Kalenderjahr 
die Summe aus dem Betrag nach Absatz 5 
und dem Betrag von 1 000 Deutsche Mark 
übersteigt. 

(4) Erlassen, erstattet oder vergütet wird 
die Steuer, die im Kalenderjahr den Betrag 
von 1 000 Deutsche Mark übersteigt, höchs- 
tens jedoch bis zur Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen der Summe aus der Steuer 
nach Absatz 1 und der Stromsteuer nach § 1 0 
Abs. 1 Satz 1 des Stromsteuergesetzes einer- 
seits und der Summe aus dem Betrag nach 
Absatz 5 und dem Betrag von 1 000 Deut- 
sche Mark andererseits.“ 

c) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d 
und wie folgt geändert: 

Im neuen Absatz 5 werden die Wörter , 4 iach 
Absatz 4 zur Ermittlung des Unterschiedsbetra- 
ges abzuziehende Betrag“ durch die Wörter 
„Betrag nach Absatz 3 oder Absatz 4“ ersetzt. 
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5. § 35 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 

Nachversteuerung 

(1) Mineralöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 6 
und 7 und nach § 3 Abs. 1, für die die Steuer nach 
den jeweils bis zum 31. Dezember 1999, 31. Dezem- 
ber 2000, 31. Dezember 2001 oder 31. Dezember 
2002 geltenden Steuersätzen des § 2 oder 3 entstan- 
den oder entrichtet worden ist, sowie Mineralöle aus 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a, für die 
die Steuer nach dem am 31. Oktober 2001 geltenden 
Steuersatz des § 2 entstanden oder enfrichtet worden 
ist, unterliegen einer Nachsteuer. Sie beträgt für 

1. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 


Buchstabe a 


am 1 . Januar 2000 

60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 

60,00 DM, 

am 1. November 2001 

30,00 DM, 

am 1 . Januar 2002 

30,70 EUR, 

1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 
Buchstabe b 

1 Satz 1 Nr. 1 

am 1 . Januar 2000 

60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 

60,00 DM, 

am 1 . Januar 2002 

30,70 EUR, 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 

4a. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 

„(9) Für Schweröle nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2, die nachweislich nach den Steuersätzen 
des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 
31. Dezember 1999 geltenden Fassung ver- 
steuert worden sind, gilt § 25 Abs. 3 Nr. 2 und 3 
in der Fassung des Gesetzes vom 24. März 1999 
(BGBl. I S. 378) bis zum 31. Dezember 2000 
fort.“ 

b) Die Absätze 10 bis 13 werden gestrichen. 

4b. Nach § 33 wird folgender § 33a eingefügt: 

„§ 33a 

Inkrafttreten der Regelung über die Begünstigung 
des Personenbeförderungsverkehrs und von 
hocheffizienten GuD-Anlagen 

§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a und, soweit es sich um 
die Begünstigung von GuD-Anlagen ohne Wär- 
meauskopplung, jedoch mit einem elektrischen 
Wirkungsgrad (netto) von mindestens 57,5 Pro- 
zent handelt, Abs. 3a Nr. 1.1, 2, 3.1 und 4.1 in der 
vom 1. Januar 2000 an geltenden Fassung tritt an 
dem Tage in Kraft, an dem die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften hierfür die beihil- 
ferechtliche Genehmigung erteilt, frühestens je- 
doch am 1. Januar 2000. Der Tag des Inkrafttre- 
tens ist vom Bundesministerium der Finanzen im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.“ 

5. § 35 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 

Nachversteuerung 

(1) Mineralöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 6 
und 7 und nach § 3 Abs. 1, für die die Steuer nach 
den jeweils bis zum 31. Dezember 1999, 31. De- 
zember 2000, 31. Oktober 2001, 31. Dezember 2001 
oder 3 1 . Dezember 2002 geltenden Steuersätzen des 
§ 2 oder des § 3 entstanden oder entrichtet worden 
ist, unterliegen einer Nachsteuer. Sie beträgt für 


1. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 


Buchstabe a 


am 1 . Januar 2000 

60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 

60,00 DM, 

am 1. November 2001 

30,00 DM, 

am 1 . Januar 2002 

30,70 EUR, 

1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 
Buchstabe b 

1 Satz 1 Nr. 1 

am 1 . Januar 2000 

60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 

60,00 DM, 

am 1 . Januar 2002 

30,70 EUR, 
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Besehlüsse des 7. Ausschusses 


3. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe c und d 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

4. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

am 1 . Januar 2000 60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 60,00 DM, 

am 1. November 2001 30,00 DM, 

am 1. Januar 2002 30,70 EUR, 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

5. 1 000 1 mittelschwere Öle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


60,00 DM, 
60,00 DM, 
30,70 EUR, 
30,70 EUR, 


6. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe a 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1. November 2001 
am 1 . Januar 2002 


60,00 DM, 

60.00 DM, 

30.00 DM, 
30,70 EUR, 


7. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe b 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 


60,00 DM, 
60,00 DM, 
30,70 EUR, 


i. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe c und d 


am 1 . Januar 2003 


30,70 EUR, 


9. 1 MWh Erdgas und andere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 
am 1. Januar 2000 2,90 DM, 

am 1. Januar 2001 2,90 DM, 

am 1. Januar 2002 1,50 EUR, 

am 1. Januar 2003 1,50 EUR, 

10. 1 000 kg Flüssiggase aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 

am 1. Januar 2000 103,40 DM, 

am 1. Januar 2001 103,40 DM, 

am 1 . Januar 2002 52,90 EUR, 

am 1 . Januar 2003 52,90 EUR, 

11. 1 000 kg Flüssiggase nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a 

am 1. Januar 2000 14,80 DM, 

am 1. Januar 2001 14,80 DM, 

am 1. Januar 2002 7,60 EUR, 

am 1. Januar 2003 7,60 EUR, 

12. 1 000 kg Flüssiggase nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b 

am 1. Januar 2000 37,50 DM, 

am 1. Januar 2001 37,50 DM, 

am 1. Januar 2002 19,10 EUR, 

am 1. Januar 2003 19,10 EUR, 


3. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe c mit einem Schwefelgehalt von mehr 
als 10 mg/kg und höchstens 50 mg/kg 

am 1 . Januar 2003 46,00 EUR, 

4. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe c mit einem Schwefelgehalt von mehr 
als 50 mg/kg 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

5. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe d 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

6. 1 000 1 Benzine aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

am 1 . Januar 2000 60,00 DM, 


am 1. Januar 2001 
am 1. November 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


60.00 DM, 

30.00 DM, 
30,70 EUR, 
30,70 EUR, 


7. 1 000 1 mittelschwere Öle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


60,00 DM, 
60,00 DM, 
30,70 EUR, 
30,70 EUR, 


1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe a 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1. November 2001 
am 1 . Januar 2002 


60,00 DM, 

60.00 DM, 

30.00 DM, 
30,70 EUR, 


9. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe b 

am 1 . Januar 2000 60,00 DM, 

am 1. Januar 2001 60,00 DM, 

am 1. Januar 2002 30,70 EUR, 

10. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe c mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
10 mg/kg und höchstens 50 mg/kg 

am 1 . Januar 2003 46,00 EUR, 

11. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe c mit einem Schwefelgehalt von mehr als 
50 mg/kg 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

12. 1 000 1 Gasöle aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buch- 
stabe d 

am 1. Januar 2003 30,70 EUR, 

13. 1 MWh Erdgas und andere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 

am 1 . Januar 2000 2,90 DM, 

am 1. Januar 2001 2,90 DM, 

am 1. Januar 2002 1,50 EUR, 

am 1. Januar 2003 1,50 EUR, 
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13. 1 MWh Erdgas und andere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 


1,10 DM, 
1,10 DM, 
0,60 EUR, 
0,60 EUR. 


(2) Die Nachsteuer für Mineralöle nach Absafz 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 13 entsteht jeweils am 1. Januar 

2000, 1. Januar 2001, 1. November 2001, 1. Januar 
2002 und 1. Januar 2003. Steuerschuldner ist, wer in 
diesem Zeitpunkt nachsteuerpflichtiges Mineralöl be- 
sitzt. Bei Mineralölen, die sich in diesem Zeitpunkt 
im Versand befinden, geht die Nachsteuer mit dem 
Übergang des Besitzes auf den Empfänger über. 

(3) Von der Nachsteuer befreit sind Mineralöle in 
Motoren einschließlich der Haupt- und Reservebe- 
hälter und im unmittelbaren Besitz von Endverwen- 
dem, soweit sie in Anlagen für die Eigenversorgung 
mit Kraftstoffen lagern. Endverwender ist, wer die 
Mineralöle für den eigenen Ge- oder Verbrauch und 
zur Versorgung von Angehörigen, Vereinsmitglie- 
dem sowie von eigenen Arbeitskräften bezieht und 
nicht gewerbsmäßig an Dritte abgibt. Endverwender 
ist jedoch nicht, wer Mineralöle zu Kraftstoffen verar- 
beitet. 

(4) Der Steuerschuldner hat dem Hauptzollamt für 
nachsteuerpflichtige Mineralöle jeweils bis zum 
31. Januar 2000, 31. Januar 2001, 30. November 

2001, 31. Januar 2002 und 31. Januar 2003 eine Steu- 
ererklärung abzugeben und darin die Steuer selbst zu 
berechnen (Steueranmeldung). Die Nachsteuer ist je- 
weils am 15. Februar 2000, 15. Februar 2001, 27. 
Dezember 2001, 15. Februar 2002 und 15. Februar 
2003, für nicht angemeldetes Mineralöl mit dem Ab- 
lauf der Anmeldefrist fällig.“ 


14. 1 000 kg Flüssiggase aus § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 

103,40 DM, 
103,40 DM, 
52,90 EUR, 
52,90 EUR, 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


15. 1 000 kg Flüssiggase nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


14,80 DM, 
14,80 DM, 
7,60 EUR, 
7,60 EUR, 


16. 1 000 kg Flüssiggase nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b 


am 1 . Januar 2000 
am 1. Januar 2001 
am 1 . Januar 2002 
am 1 . Januar 2003 


37,50 DM, 
37,50 DM, 
19,10 EUR, 
19,10 EUR, 


17. 1 MWh Erdgas und andere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 
am 1. Januar 2000 1,10 DM, 

am 1. Januar 2001 1,10 DM, 

am 1. Januar 2002 0,60 EUR, 

am 1. Januar 2003 0,60 EUR. 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(2) Die Nachsteuer für Mineralöle nach Absatz 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 17 entsteht jeweils am 1. Januar 
2000, 1. Januar 2001, 1. November 2001, 1. Januar 
2002 und 1. Januar 2003. Steuerschuldner ist, wer in 
diesem Zeitpunkt nachsteuerpflichtiges Mineralöl be- 
sitzt. Bei Mineralölen, die sich in diesem Zeitpunkt 
im Versand befinden, geht die Nachsteuer mit dem 
Übergang des Besitzes auf den Empfänger über. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Artikel 2 

Änderung des Stromsteuergesetzes 

Das Stromsteuergesetz vom 24. März 1999 (BGBl. I 
S. 378) wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Versorger: derjenige, der Strom an Letzt- 
verbmucher leistet;“ 

b) In Nummer 2 wird das Wort „soweit“ durch das 
Wort „ wenn “ ersetzt. 


c) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Unternehmen im Sinne der Nummer 3: 
Kleinste rechtlich selbständige Einheit, die 
aus Handels- oder steuerrechtlichen Gründen 
Bücher fiihrt und bilanziert sowie kommunale 
Eigenbetriebe, die auf Grundlage der Eigen- 
betriebsgesetze oder Eigenbetriebsverordnun- 
gen der Länder geführt werden;“ 


d) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. Strom aus emeuerbaren Energieträgern: 
Strom, der ausschließlich aus Wasserkraft, 
Windkraft, Sonnenenergie, Erdwärme, Depo- 
niegas, Klärgas oder aus Biomasse erzeugt 
wird, ausgenommen Strom aus Wasserkraft- 
werken mit einer installierten Generatorleis- 
tung über 10 Megawatt.“ 


Artikel 2 

Änderung des Stromsteuergesetzes 

Das Stromsteuergesetz vom 24. März 1999 (BGBl. I 
S.378) wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Versorger: derjenige, der Strom leistet;“ 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Eigenerzeuger: Betreiber von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom mit einer Nennleis- 
tung von jeweils mehr als 2 Megawatt, 
wenn sie nicht Versorger im Sinne der 
Nummer 1 sind oder Anlagen in Schiffen, 
in Luftfahrzeugen oder Notstromaggregate 
betreiben;“ 

bl) In Nummer 3 werden nach den Wörtern „zu- 
zuordnen sind“ ein Komma und danach die 
Wörter „sowie die anerkannten Werkstätten 
für Behinderte im Sinne des § 54 Schwerbe- 
hindertengesetz, wenn sie überwiegend eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die den 
vorgenannten Wirtschaftszweigen zuzuordnen 
ist“ eingefügt.“ 

c) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Unternehmen im Sinne der Nummer 3: 
Kleinste rechtlich selbständige Einheit sowie 
kommunale Eigenbetriebe, die auf Grundlage 
der Eigenbetriebsgesetze oder Eigenbetriebs- 
verordnungen der Länder geführt werden;“ 


cl) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Unternehmen der Land- und Forstwirt- 
schaft: Unternehmen, die einem entspre- 
chenden Wirtschaftszweig im Abschnitt A 
(Land- und Forstwirtschaft) oder der Klas- 
se 05.02 (Teichwirtschaft und Fischzucht) 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige 
des Statistischen Bundesamtes zuzuordnen 
sind, sowie die anerkannten Werkstätten 
für Behinderte im Sinne des § 54 Schwer- 
behindertengesetz, wenn sie überwiegend 
eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die 
den vorgenannten Wirtschaftszweigen zu- 
zuordnen ist;“ 

d) unverändert 
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Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 


2. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Steuertarif 


2. unverändert 


3. § 4 wird wie folgt geändert: 

Oa) In Absatz 1 werden die Wörter „Letzt- 
verbrancher mit Strom versorgen“ dnrch die 
Wörter „Strom leisten“ ersetzt.“ 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: a) unverändert 

„(3) Vor Erteilung der Erlaubnis kann das 
Hauptzollamt Sicherheit für die voraussichtlich 
während zweier Monate entstehende Steuer ver- 
langen, wenn Anzeichen für eine Gefährdung der 
Steuer erkennbar sind.“ 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 ein- 
gefügt: 

„(8) Der Steuerschuldner hat für Strom, für den 
in einem Kalendervierteljahr die Steuer nach § 9 
Abs. 5 entstanden ist, bis zum 15. Tag des auf das 
Kalendervierteljahr folgenden Monats eine Steuer- 
erklärung abzugeben und darin die Steuer selbst zu 
berechnen (Steueranmeldung). Die Steuer ist bis 
zum 25. Tag dieses Monats an das Hauptzollamt zu 
entrichten. Das Hauptzollamt kann auf Antrag den 
Zeitraum und die Frist für die Abgabe der Steuerer- 
klärung sowie den Zeitpunkt der Fälligkeit abwei- 
chend von den Sätzen 1 und 2 bestimmen.“ 


b) unverändert 
4. unverändert 


Die Steuer beträgt 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 

vom 1 . Januar 200 1 bis zum 

31. Dezember 2001 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 

ab 1 . Januar 2003 

für eine Megawattstunde. 

§ 4 wird wie folgt geändert: 


25, 00 Deutsche Mark, 

30, 00 Deutsche Mark, 

17, 90 Euro, 
20, 50 Euro 


c) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und dessen 
Satz 1 wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „Lieferung“ wird durch das Wort 
„Leistung“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „§ 9 Abs. 5“ wird durch die An- 
gabe „§ 9 Abs. 6“ ersetzt. 

ec) Das Wort „entnommen“ wird gestrichen, und 
das Wort „verbraucht“ wird diuch das Wort 
„entnommen“ ersetzt. 

d) Folgender Absatz 10 wird angefügt: 

„(10) Für die nach § 5 oder § 7 entstehende 
Steuer kann das Hauptzollamt im Voraus Sicher- 
heit verlangen, wenn Anzeichen für eine Gefähr- 
dung der Steuer erkennbar sind.“ 
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5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. wenn er aus erneu erbaren Energieträgern im 
Sinne des § 2 Nr. 7 erzeugt wird und durch 
Letztverbraucher aus einem ausschließlich 
aus solchen Energieträgern gespeisten Netz 
oder einer entsprechenden Leitung entnom- 
men wird;“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Strom, der 

1. zum Betrieb von Nachtspeicherheizungen, die 
vor dem 1. April 1999 installiert worden sind, 
ausgenommen in den Fällen des Absatzes 3, 
oder 

2. im Verkehr mit Oberleitungsomnibussen oder 
für den Fährbetrieb im Schienenbahnverkehr 
mit Ausnahme der betriebsintemen Werkver- 
kehre und Bergbahnen 

entnommen wird und nicht gemäß Absatz 1 von 
der Steuer befreit ist, unterliegt einem ermäßigten 
Steuersatz. Er beträgt für eine Megawattstunde 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 12,50 Deutsche Mark, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 

3 1 . Dezember 2001 1 5,00 Deutsche Mark, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

3 1 . Dezember 2002 9,00 Euro, 

ab 1. Januar 2003 10,20 Euro.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Strom unterliegt, ausgenommen in den 
Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, einem ermäßigten 
Steuersatz, wenn er von Unternehmen des Produ- 
zierenden Gewerbes oder Unternehmen der Land- 
und Forstwirtschaft als Letztverbraucher für be- 
triebliche Zwecke entnommen wird und nicht 
nach Absatz 1 von der Steuer befreit ist. Der er- 
mäßigte Steuersatz beträgt für eine Megawatt- 
stunde 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 
3 1 . Dezember 2000 5,00 Deutsche Mark, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 
3 1 . Dezember 2001 6,00 Deutsche Mark, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. wenn er aus emeuerbaren Energieträgern 
erzeugt und aus einem ausschließlich aus 
solchen Energieträgern gespeisten Netz 
oder einer entsprechenden Leitung ent- 
nommen wird;“ 

bb) In Nnmmer 2 werden die Wörter „vom 
Letztverbrancber“ gestrichen nnd der 
Pnnkt dnrcb ein Semikolon ersetzt.“ 

ec) Folgende Nnmmer 3 wird angefügt: 

„3. wenn er in Anlagen mit einer Nennleis- 
tnng bis zn 2 Megawatt erzengt nnd in 
ränmlicbem Znsammenbang zn dieser 
Anlage entnommen nnd von demjeni- 
gen, der die Anlage betreibt oder be- 
treiben lässt, geleistet wird.“ 

b) unverändert 


c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Strom unterliegt, ausgenommen in den 
Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, einem ermäßigten 
Steuersatz, wenn er von Unternehmen des Produ- 
zierenden Gewerbes oder Unternehmen der Land- 
und Forstwirtschaft für betriebliche Zwecke ent- 
nommen wird und nicht nach Absatz 1 von der 
Steuer befreit ist. Der ermäßigte Steuersatz beträgt 
für eine Megawattstunde 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 
3 1 . Dezember 2000 5,00 Deutsche Mark, 

vom 1. Januar 2001 bis zum 
3 1 . Dezember 2001 6,00 Deutsche Mark, 
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vom 1 . Januar 2002 bis zum 
3 1 . Dezember 2002 3,60 Euro, 

ab 1 . Januar 2003 4, 1 0 Euro.“ 

d) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) Die Steuer für Strom, der nach Absatz 3 
steuerbegünstigt ist, entsteht mit der Entnahme 
des Stroms durch den Inhaber der Erlaubnis nach 
Absatz 4 (Erlaubnisinhaber) in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen den Steuersätzen des § 3 
und des § 9 Abs. 3 je Megawattstunde bis zu der 
in Satz 2 genannten Verbrauchsmenge. Die Ver- 
brauchsmenge beträgt 

vom 1 . Januar 2000 bis zum 

3 1 . Dezember 2000 40 Megawattstunden, 

vom 1 . Januar 200 1 bis zum 

31. Dezember 2001 33,3 Megawattstunden, 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 

31. Dezember 2002 28,6 Megawattstunden, 

ab 1 . Januar 2003 25 Megawattstunden 

im Kalenderjahr. Steuerschuldner ist der Erlaub- 
nisinhaber.“ 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und dessen 
Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„Der Erlaubnisinhaber darf den steuerbegünstigt 
bezogenen Strom nur zu dem in der Erlaubnis 
genannten Zweck entnehmen. Die Steuer ent- 
steht für Strom, der zu anderen als in der Erlaub- 
nis genannten Zwecken entnommen wird, nach 
dem Steuersatz des § 3.“ 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „ nach Maßgabe des 
Absatzes 2“ durch die Angabe „nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 4 “ ersetzt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Für vor dem 1. Januar 1998 gegründete 
Unternehmen wird der Erlass, die Erstattung 
oder die Vergütung nur insoweit gewährt, als die 
Steuer im Kalenderjahr das l,2fache des Betrages 
übersteigt, um den sich für das Unternehmen der 
Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungs- 
beiträgen des Kalenderjahres 1998 bei entspre- 
chender Anwendung der jeweils gültigen Bei- 
tragssätze in der Rentenversicherung des Kalen- 
derjahres, für das der Antrag gestellt wird (An- 
tragsjahr), vermindert hätte.“ 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 

vom 1 . Januar 2002 bis zum 
3 1 . Dezember 2002 3,60 Euro, 

ab 1. Januar 2003 4,10 Euro.“ 

d) unverändert 


e) unverändert 


6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Auf Antrag wird die Steuer für nachweislich 
versteuerten Strom, den ein Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes entnommen hat, 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 erlassen, er- 
stattet oder vergütet, soweit die Steuer im Ka- 
lenderjahr den Betrag von 1 000 Deutsche Mark 
übersteigt.“ 

b) unverändert 
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c) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Für nach dem 31. Dezember 1998 gegrün- 
dete Unternehmen wird der Erlass, die Erstattung 
oder die Vergütung nur insoweit gewährt, als die 
Steuer im Kalenderjahr das l,2fache des Betrages 
übersteigt, um den sich für das Unternehmen im 
Antragsjahr der Arbeitgeberanteil an den Renten- 
versicherungsbeiträgen durch die Senkung der 
Beitragssätze des § 1 Beitragssatzverordnung 
1998 vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3219) 
auf die jeweils gültigen Beitragssätze in der Ren- 
tenversicherung des Antragsjahres verringert hat. 

(4) Für im Kalenderjahr 1998 gegründete Un- 
ternehmen wird der Erlass, die Erstattung oder die 
Vergütung nur insoweit gewährt, als die Steuer im 
Kalenderjahr das l,2fache des Betrages übersteigt, 
der sich als Summe aus dem Betrag nach Absatz 2 
und aus dem Betrag, der sich bei sinngemäßer 
Anwendung von Absatz 3 auf den Zeitraum vom 
Beginn des Antragsjahres bis zu dem Tag inner- 
halb des Antragsjahres, der dem Zeitpunkt der 
Gründung im Kalenderjahr 1998 entspricht, er- 
gibt.“ 

7. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 2 wird folgender Satzteil angefügt: 

„sowie für das Erlaubnisverfahren nach § 9 Abs. 4 
die Zuordnung eines Unternehmens zu einem Ab- 
schnitt der Klassifikation der Wirtschaftszweige 
zu regeln;“ 

b) In Nummer 3 wird das Worf „Steuerbefreiung“ 
durch das Wort „Steuerbegünstigung“ ersetzt. 


c) In Nummer 8 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgende Nummern 9 bis 13 wer- 
den angefügt: 

„9. zur Sicherung des Steueraufkommens und 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung Re- 
gelungen zur Bestimmung der Anlage zur 
Erzeugung von Strom nach § 2 Nr. 2 und 
des betrieblichen Zweckes nach § 9 Abs. 3 
zu erlassen; 

10. zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung bei aus Deponie-, Klärgas oder 
Biomasse erzeugtem Strom auf das Erfor- 
dernis der Ausschließlichkeit in § 2 Nr. 7 zu 
verzichten, wenn die Zuführung anderer 
Energieträger technisch zwingend erforder- 
lich ist. Dabei kann es bestimmen, dass der 
aus den zugeführten anderen Energieträgern 
erzeugte Strom nicht steuerfrei nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1 entnommen werden kann und 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
c) unverändert 


7. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 

bl) In Nummer 4 wird das Komma nach dem 
Wort „leisten“ und die Wörter „sowie derje- 
nige, der im Rahmen eines Vertragsverhält- 
nisses für einen anderen eine Anlage zur 
Stromerzeugung betreibt“ gestrichen.“ 

c) In Nummer 8 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgende Nummern 9 bis 14 wer- 
den angefügt: 

„9. zur Sicherung des Steueraufkommens und 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung Re- 
gelungen zur Bestimmung der Anlage zur 
Erzeugung von Strom nach § 2 Nr. 2 und 
des betrieblichen Zweckes nach § 9 Abs. 3 
zu erlassen; 

10. zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung bei aus Deponie-, Klärgas oder 
Biomasse erzeugtem Strom auf das Erfor- 
dernis der Ausschließlichkeit in § 2 Nr. 7 zu 
verzichten, wenn die Zuführung anderer 
Energieträger technisch zwingend erforder- 
lich ist. Dabei kann es bestimmen, dass der 
aus den zugeführten anderen Energieträgern 
erzeugte Strom nicht steuerfrei nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1 entnommen werden kann und 
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Regelungen zur Ermittlung und zum Ver- 
fahren des Nachweises des aus den anderen 
Energieträgern erzeugten Stroms erlassen; 

1 1 . zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung, zur Verfahrensvereinfachung 
und zur Vermeidung unangemessener wirt- 
schaftlicher Belastungen Bestimmungen zu 
§ 9 zu erlassen; 

12. zur Sicherung des Steueraufkommens und 
zur Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu 
bestimmen, dass Betreiber von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom mit einer Nennleis- 
tung bis jeweils 0,7 Megawatt auf jede die- 
ser Anlagen bezogen nur insoweit Versor- 
ger sind, als sie den erzeugten Strom an 
Letztverbmucher leisten; 

13. zur Verfahrensvereinfachung vorzusehen, 
wenn und soweit die Steuerbelange nicht 
beeinträchtigt werden, dass Inhaber von 
Erlaubnissen zur steuerbegünstigten Ent- 
nahme von Strom, die bezogenen Strom 
sowohl als Letztverbraucher entnehmen als 
auch an Dritte leisten, auf Antrag den an 
Dritte geleisteten Strom mit dem Unter- 
schiedsbetrag zwischen den jeweiligen 
Steuersätzen versteuern können; dabei kann 
es die dafür erforderlichen Bestimmungen 
erlassen.“ 


Beschlüsse des 7. Au s s chu s s e s 

Regelungen zur Ermittlung und zum Ver- 
fahren des Nachweises des aus den anderen 
Energieträgern erzeugten Stroms erlassen; 

1 1 . zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung, zur Verfahrensvereinfachung 
und zur Vermeidung unangemessener wirt- 
schaftlicher Belastungen Bestimmungen zu 
§ 9 zu erlassen; 

12. zur Sicherung des Steueraufkommens und 
zur Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu 
bestimmen, dass Betreiber von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom mit einer Nennleis- 
tung bis jeweils 0,7 Megawatt auf jede die- 
ser Anlagen bezogen nur insoweit Versor- 
ger sind, als sie den erzeugten Strom leis- 
ten; 

13. zur Verfahrensvereinfachung vorzusehen, 
wenn und soweit die Steuerbelange nicht 
beeinträchtigt werden, dass Inhaber von 
Erlaubnissen zur steuerbegünstigten Ent- 
nahme von Strom, die bezogenen Strom 
sowohl entnehmen als auch an Dritte leis- 
ten, auf Antrag den an Dritte geleisteten 
Strom mit dem Unterschiedsbetrag zwi- 
schen den jeweiligen Steuersätzen ver- 
steuern können; dabei kann es die dafür er- 
forderlichen Bestimmungen erlassen; 

14. zur Verfahrensvereinfachung vorzuse- 
hen, dass Versorger Strom als Letzt- 
verbraucher im Sinne von § 5 Abs. 1 
Satz 1 beziehen können; dabei kann es 
die erforderlichen Bestimmungen erlas- 
sen.“ 

Dem § 12 wird folgender § 13 angefügt: 

„§ 13 

Inkrafttreten/ Außerkrafttreten der Regelungen 
über Steuerbegünstigungen 

(1) § 2 Nr. 3, 4 und 5, soweit hierdurch Werk- 
stätten für Behinderte, Eigenbetriebe und die 
Teichwirtschaft und Fischzucht begünstigt wer- 
den, tritt in der vom 1. Januar 2000 an geltenden 
Fassung an dem Tage in Kraft, an dem die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften hierfür 
die beihilferechtliche Genehmigung erteilt, frühes- 
tens jedoch am 1. Januar 2000. Der Tag des In- 
krafttretens ist vom Bundesministerium der Fi- 
nanzen im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(2) § 9 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 und § 10 treten 
am 31. März 2002 außer Kraft, wenn nicht bis zu 
diesem Tage eine beihilferechtliche Genehmigung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten erteilt wird, die einen Fortbestand dieser Vor- 
schriften zulässt. Der Tag des Außerkrafttretens 
ist vom Bundesministerium der Finanzen im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben.“ 
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Artikel 3 
Inkrafttreten 

Artikel 2 Nr. 6 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2000 
in Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 2 Nr. 7 tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe b, c, d und e treten an 
dem Tage in Kraft, an dem die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften hierfür die beihilfe- 
rechtliche Genehmigung erteilt, frühestens jedoch am 
1. Januar 2000. Der Tag des Inkrafttretens ist vom 
Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

(3) Im übrigen tritt dieses Gesetz am f . Januar 2000 in 
Kraft. 
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